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«Ich überlegemir ernsthaft
denRücktritt aus demGewerbeverband»

Kanton CVP-Nationalrat Alois Gmür übt heftige Kritik an der Führung des
SchweizerischenGewerbeverbandes. Nicht nurwegen dermomentan laufendenNo-Billag-Kampagne.

Mit Alois Gmür sprach
Jürg Auf derMaur

Auch wenn der Schwyzer Gewerbe-
verbandIhrenArgumentenfolgteund
Nein zur No-Billag-Initiative sagte:
Sie haben Ärger mit dem nationalen
Gewerbeverband.Weshalb?
WeildiePolitikdesSchweizerischenGe-
werbeverbandesnichtmehrkonstruktiv,
sondern auf Abbruch ausgerichtet ist.
Jetzt zum Beispiel erneut bei der Billag-
Debatte.DawerdendemokratischeEnt-
scheide wie damals bei der RTVG-Ab-
stimmungnichtmehrakzeptiert.Eswird
gezwängelt wie bei denKindern.

ZiehenSieKonsequenzen?
Ich bin Mitglied der Gewerbekammer,
des Parlamentes des sgv. Ich bin nicht
derEinzige, dernichtmehr zufrieden ist.
Ich überlegemir ernsthaft denRücktritt
ausdemVerband.Dasmachenauchver-
schiedene Branchenverbände. Es gibt
viele, die nicht mehr zufrieden sindmit
der Art undWeise, wie der Verband ge-
leitet wird. Als CVP-ler werde ich kom-
plett aussenvorgelassen, obwohlunsere
Partei sehr vieleguteLeuteausderWirt-
schaft zählt.

Es ist ja nicht der erste Konflikt mit
demGewerbeverband.
Letztlichgeht es immerumdasGleiche.
Es geht um die Art und Weise, wie die
Reformbremse überall gezogen wird.
Und ichbineinfachnicht einverstanden
damit,wie vielGeldausdenMitglieder-
beiträgen inunsäglicheKampagnenwie
dieNo-Billag-Kampagnegebuttertwird.
Ich stelle die personelle Zusammenset-
zung an der Verbandsspitze infrage. Da
mussmannundefinitivüberdieBücher.

Sie fordern Rücktritte oder Wechsel
ander Spitze?
DerVerband ist völlig aufFDP-undSVP-
Linie. Obwohl beispielsweise in derGe-
werbekammer immerhin ein Drittel für
die Altersreform-Vorschläge von Bun-
desrat undParlamentwaren,wurdemit
vollenRohrendagegengeschossen.Das
andere Drittel wurde nicht einmal er-
wähnt. Bei der No-Billag-Abstimmung
ist dieAusgangslage genau gleich. Auch
hier wird ein Drittel der Mitglieder an
dieWandgestellt undnichtmehrbeach-
tet.

IhnenwurdevonderVerbandsspitze
schonvorgeworfen,keinrichtigerGe-
werbler zu ein. Nehmen Sie nun Re-
vanche?
IchwurdedamalsunterDruckgesetzt.Es
hiess, wer für das Radio- und TV-Gesetz
sei,werdevomGewerbeverbandkünftig
nicht mehr unterstützt. Wer nicht spurt,
kommt unter denHammer. Das ist so.

Dass das Gewerbe aber mit dem
RTVG-unddenBillag-Gebührenkräf-
tig an die Kasse kommt, lässt sich ja
nicht vonderHandweisen.
InmeinenAugen ist dieLösungaber ge-
werbefreundlich. 75 Prozent der Unter-
nehmen bezahlen keine Billag-Gebühr
mehr, 16 Prozent werden stärker zur
Kasse gebeten. Dafür wird die Bevölke-
rung insgesamt entlastet. Das ist mir
wichtiger. Es kann doch nicht sein, dass
meine Mitarbeiter privat mehr zahlen
müssen,weil dasGewerbekeineGebühr
zahlen will. In der Firma wird auch
SchweizerRadiokonsumiert, also ist der

Betrieb in der Pflicht. Das ist doch lo-
gisch.

Immerhin 16 Prozent der Unterneh-
menzahlenabermassivmehr.
Diekönnen sichdas aber leisten.Das ist
doch ein reines Gejammer. Im Übrigen
handelt es sich weniger um Unterneh-
men, die dem Gewerbeverband ange-
schlossen sind, sondern mehr um grös-
sere, teilweise internationale Firmen
und Konzerne. Die sind Mitglieder im
Wirtschaftsdachverband economie-

suisse.UnddieserVerband ist gegendie
No-Billag-Initiative.

Sie selber können gut reden. Was
müssten Sie neu für eine Billag-Ge-
bührbezahlen?
Ich habe es ausgerechnet. Die Brauerei
Rosengartenwürdenmit rund2480Fran-
ken pro Jahr belastet.Wennwir das nicht
mehr bezahlen könnten, hätten wir ein
grosses Problem. Aber so ist es ja nicht.
Wiegesagt, da sorgtder sgv füreingrosses
Gejammer. Das ist völliger Verhältnis-
blödsinn. In meinem Betrieb läuft von
morgen bis abends im Lager das Radio,
oderdieLastwagenchauffeurewerdenauf
Stausaufmerksamgemachtundfindenso
schnellere undgünstigereRouten.Wo ist
alsodasProblem?DieFirmenhaben ihren
Gebührenanteil auch zu bezahlen.

Haben Sie keine Angst, im Kanton
Schwyz nicht mehr gewählt zu wer-
den, wenn Sie den Gewerbeverband
derart heftig angreifen?

Ich habe das Gefühl, dass das für
mich nicht ausschlaggebend ist. Es
wäre ja auch ein Armutszeugnis, wenn
man mich als Politiker so unter Druck
setzen würde und könnte. Nein, dieses
Risiko nehme ich gerne in Kauf. Ich
weiss auch, dass ich nicht der Einzige
bin.

TretenSiedenn2019überhauptnoch-
mals an? Sonst könnte es Ihnen ja
wirklich egal sein, wie gewerbe-
freundlich Sie vom Verband taxiert
werden.
Ichwerdenochmals antreten, keineFra-
ge. Ich war nun auch an derWinterkon-
ferenzdesGewerbeverbandesPodiums-
teilnehmer. Ichhabe intern schonmehr-
mals deutsch und deutlich gesagt, was
ichvom jetzigenKursundderVerbands-
führunghalte. Fürmich istdieNo-Billag-
Vorlage kein Gewerbethema. Aber die
Verbandsspitze spielt es hoch, als ob es
existenzbedrohend für das Schweizer
Gewerbewäre. Absurd.

Auf Konfrontationskurs mit dem Schweizerischen Gewerbeverband: Alois Gmür. Bild: Jürg Auf der Maur

Das «Pro» überliess dem«Kontra» freieBahn
Ausserschwyz Das anlässlich der SP-Kantonalversammlung angekündigte kontradiktorischeGespräch über das Prämienverbilligungsgesetz

blieb aus, weil sich niemand aus demBefürworterlager als Referent zur Verfügung stellte.

Ein bisschen enttäuscht waren die Ge-
nossinnenundGenossenanderSP-Kan-
tonalversammlungvomFreitagabend in
Lachen schon: Sie hatten gehofft, dass
ihrKantonsratLeoCamenzindausBrun-
nenmitdemVorderthaler SVP-Kantons-
rat Bernhard Diethelm in Sachen Prä-
mienverbilligungsgesetz die Klingen
kreuzenwürde,dochDiethelmhatte sei-
nenAuftritt ausgeschäftlichenGründen
kurzfristig abgesagt.

«Die FDP hatte schon vor längerer
Zeit eine Anfrage negativ beantwortet,
da gleichzeitig ein Parteianlass stattfin-
de. Und innerhalb der SVP liess sich
kurzfristig keinandererReferent auftrei-
ben», verkündeteSP-Kantonalpräsident
Andreas Marty, Einsiedeln, seinen Par-
teikolleginnen und -kollegen.

So hatte Camenzind freie Bahn, um
gegen das Prämienverbilligungsgesetz
mobil zu machen, welches am 4. März

auf kantonaler Ebene zur Abstimmung
gelangt. Dieses sieht vor, die Richtprä-
mie um zehn Prozent zu kürzen, damit
vermieden werden kann, dass es Fälle
gibt, in denen der Empfänger der Prä-
mienverbilligung einen Beitrag erhält,
der seine effektive Prämie übersteigt.
UmdieseKürzungsmassnahmeabzufe-
dern, soll der anrechenbareSelbstbehalt
reduziert werden.

WasderSP
saueraufstösst

WasCamenzindundseinenParteikolle-
ginnen und -kollegen jedoch sauer auf-
stösst, ist derUmstand, dassdamitKan-
tonundGemeindengesamthaft 5,7Mil-
lionen Franken einsparen können.
«Über Anpassungen kann man selbst-
verständlich diskutieren, aber dann sol-
len diese kostenneutral ausfallen. Es
kannnicht sein, dass aufdemBuckelder

Schwachen gespart wird», so der Kan-
tonsrat aus Brunnen. In seinem Referat
legte erdar, dassderBundesgesetzgeber
mit derPrämienverbilligungbeabsichti-

ge, die Haushaltsbelastung durch die
Krankenkassenprämien bei sechs Pro-
zent des steuerbaren Einkommens (für
Familien)beziehungsweisebei achtPro-
zent (für Einzelpersonen) anzusiedeln.
«Trotz Prämienverbilligung liegt diese
Belastung bei Schwyzer Familien schon
jetzt bei zehn Prozent», so Camenzind.
«Zudemgeht derMittelstand leer aus.»

«ImreichenKantonSchwyz
–das ist jaunerhört»

Dass es Fälle gibt, in denen der Empfän-
ger Beiträge erhält, die höher sind als die
effektiven Krankenkassenprämien, gab
Camenzind unumwunden zu, «das sind
allerdings Einzelfälle». «Das ist ja nur
eine Nadel im Heuhaufen, um dem Volk
eine Sparvorlage zu unterbreiten», hiess
es da etwa aus der Versammlung. Oder:
«Eine solche Abbauvorlage im reichen
Kanton Schwyz, das ist ja unerhört.» Da

sich eben niemand für diese kantonale
Vorlage einsetzte, war schnell klar, dass
die kantonale SP das revidierte Prämien-
verbilligungsgesetz einstimmigzurAbleh-
nung empfiehlt. Ebenfalls leichtes Spiel
hatte die JungsozialistinMichèle Steiner,
welche die von den Juso lancierte Trans-
parenz-Initiativevorstellte.Dieseverlangt
auf kantonaler Ebene eine vollständige
Offenlegung der Parteienfinanzierung
undder InteressenbindungenderKandi-
dierenden. Dazu beschlossen die Sozial-
demokraten einstimmig die Ja-Parole.

Und bei den eidgenössischen Vor-
lagen, die auch am 4. März zur Ab-
stimmunggelangen, folgtedieSchwyzer
SPder schweizerischenMutterpartei: Ja
zumBundesbeschluss über die neue Fi-
nanzordnung2021undNein zurNo-Bil-
lag-Initiative.

StefanGrüter

«AlsCVPler
werde ichaussen
vorgelassen.»

LeoCamenzind hatte freie Bahn zu argu-
mentieren. Bild: Stefan Grüter


